
„Verdammt noch mal, soll denn der alte Säbel nicht doch scharf zu 
kriegen sein?!“ Zeichnung: Guckuk (entnommen aus „LVZ")

habe auf Anregung des neuen 
Bundeskanzlers „die Wünsche 
und Sorgen der Vertriebenen" 
schriftlich unterbreitet. „Die Re­
gierungserklärung", so Czaja, 
„enthielt mehrere Ansatzpunkte, 
die unserem Anliegen entspre­
chen", so zum Beispiel, daß „ein 
Schwerpunkt der Regierungsar­
beit eine Politik für das Selbstbe­
stimmungsrecht des ganzen 
deutschen Volkes", daß „Berlin 
Symbol des Offenseins der gan­
zen deutschen Frage" und die Zu­
gehörigkeit zur NATO „Kernpunkt 
deutscher Staatsräson" seien.
In Vorbereitung der Regierungs­
erklärung des Bundeskanzlers 
Kohl vom 4. Mai 1983 war wie­
derum der Standpunkt des Präsi­
diums des „BdV" gefragt. In den 
an die Bundesregierung gerichte­
ten Forderungen heißt es unter 
anderem, „daß die Bundesregie­
rung die nationale und staatliche 
Einheit Deutschlands wahren 
wird,... daß ... die Rechtspositio­
nen ganz Deutschlands in seinen 
rechtmäßigen Grenzen (von 
1937) ... nach innen wachgehal­
ten und nach außen beharrlich 
vertreten werden".
Wie dieser Geist bereits die Poli­
tik der Bundesregierung be­
stimmt, das belegen die Worte 
des BRD-Innenministers Zimmer­
mann. Er erklärte, daß es „Ten­
denzen, die deutsche Frage auf 
die Bundesrepublik Deutschland 
und die DDR zu beschränken und 
ostdeutsche Gebiete jenseits von 
Oder und Neiße nicht einzubezie­
hen, bei der neuen Bundesregie­
rung nicht geben" wird. Dieser 
skandalösen Erklärung entspricht 
auch die Version von einem 
„freien Zugang" nach Westberlin. 
Hier wird trotz vertraglicher Ver­
einbarungen ignoriert, daß es 
sich bei den Verkehrsverbindun­
gen von und nach Westberlin um 
Transitwege handelt, auf denen 
das Hoheitsrecht der DDR gilt. 
Nicht zuletzt sind die provokatori­
schen Angriffe insbesondere von 
der Führung der CSU gegen die 
von sozialistischen Ländern mit 
der BRD abgeschlossenen Ver­
träge, die unter anderem die Ach­

tung der gegenseitigen Integrität 
und Souveränität, die Anerken­
nung der bestehenden Grenzen 
zum Inhalt haben, Ausdruck des 
sich belebenden Revanchismus. 
Unter dem Schlagwort einer not­
wendigen „Wende" drängt die 
CSU darauf, mit den von BRD-In- 
stanzen vorgenommenen selbst­
herrlichen revanchistischen Aus­
legungen den Inhalt dieser Ver­
träge zu verfälschen. Konkret 
heißt das unter anderem: Die 
Vertragspartner in Berlin, War­
schau und Moskau sollen im 
nachhinein die jeder Realität und 
dem Wortlaut der Verträge wi­
dersprechende These akzeptie­
ren, daß die „Verträge keine 
Rechtsgrundlage für die heute 
bestehenden Grenzen" schaffen 
würden. Ganz in diesem Sinne 
existiert in ihrem Sprachge­
brauch die Oder-Neiße-Genze 
überhaupt nicht, die Grenze zwi­
schen der DDR und der BRD wird 
wie in den Zeiten des kalten Krie­
ges als Demarkationslinie be­
zeichnet.
Bei der sich heute in der BRD 
vollziehenden Entwicklung ist 
nicht zu übersehen: Die Politik 
der Konfrontation und Hochrü­
stung der Reagan-Administration 
gibt den revanchistischen Kräf­

ten in der BRD neuen Auftrieb. 
Die Atmosphäre des kalten Krie­
ges ist für sie das Treibhaus­
klima, in dem sie glauben, ihre 
verbrecherischen Ziele verwirkli­
chen zu können.
Das Anliegen der Politik Wa­
shingtons besteht erklärtermaßen 
in einem „roll back" der kommuni­
stischen Herrschaft, in der Vernich­
tung der sozialistischen Staaten. 
Genau das streben auch die Revan­
chisten in der BRD an, wenn sie von 
der Wiederherstellung des Deut­
schen Reiches in den Grenzen von 
1937 sprechen. Es ist immerhin be­
zeichnend, in welcher Weise die re­
vanchistischen Führer der BRD 
engste Verbundenheit mit expo­
nierten* Vertretern der Rea- 
ganschen Konfrontations- und 
Hochrüstungspolitik pflegen. Ty­
pisch dafür ist das Auftreten von 
Repräsentanten der zum Zwecke 
der Wahlunterstützung für Reagan 
1979 im USA-Bundesstaat Virginia 
von extrem rechten Kräften ge­
gründeten politischen Stiftung 
„Western Goals" (Ziele des We­
stens) in der BRD.
So erschienen zu den Revan­
chistentreffen im Frühsommer 
1982 neben den Sprechern der 
Landsmannschaften und führen­
den CDU/CSU-Politikern der Prä-
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